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ISSN 0455 - 0420Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 21. Dezember 1993 das Deutsche Institut
für Wirtschaftsforschung, Berlin, das Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel und das Insti-
tut für Wirtschaftsforschung Halle damit beauftragt, das 1992 begonnene Forschungsvorhaben mit
dem Titel „Die wirtschaftliche Situation Rußlands und Weißrußlands — wirtschaftliches Potential
und mögliche Entwicklungslinien " fortzuführen. Die beteiligten Institute legen hiermit ihren vierten
Zusatzbericht über die Wirtschaft Weißrußlands vor.
Mit diesem Bericht wird versucht, die in früheren Untersuchungen vorgenommene Bestandsauf-
nahme der wirtschaftlichen Lage Weißrußlands zu aktualisieren. Mittlerweile hat sich die im letzten
Bericht getroffene Prognose bestätigt, daß der in den letzten Jahren unternommene Versuch, mit Hilfe
einer strukturkonservierenden Politik den Status quo ante nach Möglichkeit aufrechtzuerhalten, nicht
länger durchgehalten werden kann. Seit Jahresbeginn hat sich der Rückgang der Produktion drama-
tisch beschleunigt. Die Analysen werden weiterhin durch die unzureichende und zum Teil inkonsi-
stente statistische Berichterstattung erschwert, so daß immer noch erhebliche Informationslücken be-
stehen. Die Institute haben versucht, durch Konsultationen mit Vertretern des Staatskomitees für
Wirtschaft und Planung und des Forschungsinstituts des Staatskomitees diese Informationsdefizite zu
beheben, jedoch bleiben beträchtliche Unsicherheiten über Stand und Verlauf des Transformations-
prozesses bestehen.
I. Gesamtwirtschaftliche Entwicklung
1. ' Produktion, Investitionen und
Preise
Seit der Erlangung der staatlichen Unabhängig-
keit war die weißrussische Regierung bestrebt,
die bestehenden Produktionskapazitäten so weit
wie möglich auszulasten, um negative Rück-
wirkungen des Transformationsprozesses auf
die wirtschaftliche Lage der Bevölkerung zu
vermeiden. Das Ziel der Aufrechterhaltung von
Produktion und Beschäftigung wurde vor allem
mit Hilfe von Subventionen, umfassenden
Staatsaufträgen und der staatlichen Steuerung
des überwiegenden Teils der Investitionen ver-
folgt. Tatsächlich fiel der Rückgang von Pro-
duktion und Investitionen trotz der großen Ab-
hängigkeit von den Wirtschaftsbeziehungen mit
den übrigen Nachfolgestaaten der UdSSR in
den letzten beiden Jahren geringer aus als in
Rußland. Das Bruttoinlandsprodukt sank 1993
um 9 vH (1992: -10 vH),
1 das produzierte Na-
tionaleinkommen um 10 vH (1992: -11 vH).
Die Stützungsversuche mittels staatlicher Nach-
frage konnten angesichts der nur zaghaften Re-
formversuche, des rückläufigen Handels mit
den ehemaligen Sowjetrepubliken und der feh-
lenden Absatzmöglichkeiten für viele Güter
längerfristig nicht erfolgreich sein, zumal sie
von einer Beschleunigung der Inflation beglei-
tet wurden. Im ersten Quartal 1994 ist das
Scheitern dieser strukturkonservierenden Poli-
tik offenkundig geworden. Es kam zu einem
drastischen Produktionseinbruch, das produ-
zierte Nationaleinkommen ging gegenüber der
entsprechenden Vorjahresperiode um 38 vH zu-
rück (Tabelle 1).
Die Industrieproduktion sank nach offiziellen
Angaben 1993 um 10 vH (Tabelle 2). Wie be-
reits 1992 kam es in der Brennstoffindustrie,
die vor allem russisches Erdöl weiterverarbei-
tet, zu einem besonders starken Produktions-
rückgang (-41 vH). Stärker als im Durchschnitt
verminderte sich auch die Produktion der Bau-
stoffindustrie (-19 vH). Demgegenüber weist
die Statistik für den Maschinenbau (+0,7 vH)
und die Holzverarbeitungs-, Zellstoff- und Pa-
pierindustrie (+2,0 vH) für 1993 einen kaum er-
klärlichen Produktionszuwachs auf. Angesichts
der Tatsache, daß bei den meisten Erzeugnissen
dieser beiden Branchen die mengenmäßige
Produktion zurückging, liegt die Annahme ei-
ner unzureichenden Preisbereinigung nahe. Die
Verfälschung der Produktionsstatistik durch
versteckte Preiserhöhungen war schon in derSowjetunion ein chronisches Problem, und
zwar vor allem in den Angaben über die verar-
beitenden Industriezweige. Für den Maschinen-
bau wird die Vermutung von Manipulationen in
der Produktionsstatistik zudem dadurch ver-
stärkt, daß sich in der Produktion dieses Indu-
striezweigs erklärtermaßen der Anteil von mo-
dernen, technisch hochwertigen Investitionsgü-
tern verringert hat.
2
Tabelle 1 — Entwicklung wichtiger Wirtschaftsindikatoren 1990-1994 (Veränderungen gegenüber der entsprechenden
Vorjahresperiode in vH)






























































^Quelle: Nationale Statistiken; eigene Berechnungen.
Tabelle 2—Industrieproduktion nach Industriebereichen in konstanten Preisen 1991-1994 (Veränderungen gegenüber

























































Quelle: Nationale Statistiken; eigene Berechnungen.
Für das erste Quartal 1994 verzeichnet die
Statistik gegenüber der entsprechenden Vorjah-
resperiode einen Rückgang der Industriepro-
duktion von 35 vH. Am stärksten sank die Pro-
duktion in der Brennstoffindustrie (-59 vH), in
der Baustoffindustrie (-47 vH) sowie in der
Leichtindustrie (-44 vH). Im Maschinenbau
(-38 vH) ging insbesondere die stark von Ex-
porten nach Rußland abhängige Produktion der
Automobilindustrie (-43 vH) und des Trakto-
ren- und Landmaschinenbaus (^5 vH) zurück.
Die Produktion der chemischen und petro-
chemischen Industrie (-40 vH) wurde durch
Schwierigkeiten bei der Rohstoffversorgung
stark beeinträchtigt.
3
In der Landwirtschaft konnte 1993 erstmals
seit 1989 ein Produktionszuwachs (+1,5 vH) er-
zielt werden. Er war auf erhöhte Ernteerträge in
der pflanzlichen Produktion (+13 vH) zurück-
zuführen (Getreide: +4 vH; Kartoffeln: +30 vH;Zuckerrüben: +40 vH; Gemüse: +24 vH; Obst:
+68 vH). Bei den tierischen Erzeugnissen (-8
vH) sank die Produktion von Fleisch (-14 vH)
und Milch (-5 vH), während die Erzeugung
von Eiern konstant blieb.
4 Nach wie vor do-
minieren die Kolchosen und Sowchosen in der
Landwirtschaft, der Anteil der Privatbauern
(„Farmer") an der landwirtschaftlichen Pro-
duktion lag Ende 1993 lediglich bei 0,5 vH.
5
Eine beträchtliche Hypothek für die weißrus-
sische Landwirtschaft bleiben die Folgewirkun-
gen des Reaktorunfalls von Tschernobyl. Etwa
ein Viertel der Gesamtfläche des Landes ist
stark radioaktiv belastet, so daß erhebliche Mit-
tel aufgewendet werden müssen, um die Bevöl-
kerung der am stärksten betroffenen Regionen
mit relativ unbelasteten Nahrungsmitteln zu
versorgen.
6
Die Investitionen sanken 1993 um 13 vH, die
Investitionsquote betrug 17 vH des Bruttoin-
landsprodukts. Die Angaben über die Investi-
tionsstruktur sind außerordentlich lückenhaft.
Etwa 55 vH der Investitionen entfielen auf den
produzierenden Bereich, zu dem in der Statistik
auch der Verkehrssektor und das Nachrichten-
wesen gezählt werden, und 25 vH entfielen auf
den Wohnungsbau. Überdurchschnittlich stark
zurückgegangen sind 1993 die Investitionen in
einigen Industriezweigen, so in der Leichtin-
dustrie (-A8 vH), der Holzverarbeitungs-, Zell-
stoff- und Papierindustrie (-37 vH) und der
chemischen und petrochemischen Industrie
(-18 vH).
7 Im ersten Quartal 1994 lagen die In-
vestitionen insgesamt um 29 vH unter dem Ni-
veau des entsprechenden Vorjahreszeitraums.
8
Die von der weißrussischen Regierung ver-
folgte Politik, in einer stark außenhandelsab-
hängigen Wirtschaft unter den Bedingungen
schrumpfender Beschaffungs- und Absatzmärk-
te mit Hilfe von Subventionen und Staatsaufträ-
gen Produktion und Beschäftigung nach Mög-
lichkeit konstant zu halten, mußte notwendiger-
weise alle Bemühungen zunichte machen, das
Inflationstempo zu bremsen. Der Anstieg der
industriellen Verkaufspreise in Weißrußland im
Jahresverlauf 1993 lag viermal so hoch wie die
entsprechenden Preissteigerungen in Rußland,
der Anstieg der Verbraucherpreise dreimal so
hoch. Im vierten Quartal 1993 erreichten die In-
flationsraten in Weißrußland die Grenze zur
Hyperinflation (Tabelle 3).
Tabelle 3 — Preisentwicklung Januar 1993-März 1994

















































Quelle: Nationale Statistiken; eigene Berechnungen.
Die Verkaufspreise der Industrie an den
Großhandel lagen im Dezember 1993 um 3 900
vH über dem Niveau des entsprechenden Vor-
jahresmonats. Am stärksten sind 1993 die Prei-
se der Baustoffindustrie (+5 500 vH), der Glas-
industrie (+5 100 vH), der Chemieindustrie
(+4 600 vH) sowie die Stromtarife (+4 200 vH)
gestiegen. Die administrierten Preise für Brenn-
stoffe, die im Jahresverlauf 1992 mit mehr als
20 000 vH den bei weitem höchsten Anstieg
verzeichneten, erhöhten sich 1993 (+3 300 vH)
etwas geringer als im Durchschnitt. Im Verlauf
des ersten Quartals 1994 stiegen die industriel-
len Großhandelspreise um 80 vH, wobei die
Mühlenindustrie (+170 vH) und die Nahrungs-
mittelindustrie (+100 vH) den höchsten Preis-
anstieg aufwiesen, die Brennstoffindustrie (+23
vH) den geringsten. Im Vorjahresvergleich lag
der Preisanstieg im März 1994 mit 2 800 vH
bedeutend niedriger als zum Jahresende 1993
(Tabelle 4).
9
Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Er-
zeugerpreise wird von der Statistik nur unvoll-
ständig erfaßt. Regelmäßiger Bestandteil der
statistischen Berichterstattung sind nur die Prei-
se für Agrarprodukte auf den städtischen Mark-ten, die im Dezember 1993 um 3 300 vH und
im März 1994 um 2 400 vH über dem Niveau
des entsprechenden Vorjahresmonats lagen.
1
0
Insgesamt ist nach offiziellen Angaben aber im
Jahresdurchschnitt 1993 der Anstieg der durch-
schnittlichen Erzeugerpreise der Landwirtschaft
bei den meisten Agrarprodukten geringer aus-
gefallen als die Erhöhung der Produktionsko-
sten. Der dadurch entstandene Anpassungs-
druck ist allerdings in erheblichem Maße durch
staatliche Subventionen gemildert worden.































































































Quelle: Nationale Statistiken; eigene Berechnungen.
Die Verbraucherpreise lagen im Jahres-
durchschnitt 1993 um 1 600 vH über dem Vor-
jahresniveau, im Jahresverlauf (Dezember 1993
zu Dezember 1992) stiegen sie um 2 800 vH
(Nahrungsmittel: +2 600 vH; übrige Konsum-
güter: +3 100 vH; Dienstleistungen: +2 400
vH). Die Teuerung blieb damit deutlich hinter
dem Anstieg der industriellen Erzeugerpreise
zurück, worin zum Ausdruck kommt, daß die
Regierung auch 1993 bemüht war, inflationsbe-
dingte Verteilungswirkungen durch Preissub-
ventionen abzumildern. Die höchsten monatli-
chen Inflationsraten wurden im letzten Quartal
1993 mit jeweils etwa 50 vH verzeichnet. Im
ersten Quartal 1994 schwächte sich der Preis-
auftrieb ab, im Quartalsverlauf stiegen die Ver-
braucherpreise insgesamt um 92 vH (Januar:
+41,8 vH; Februar: +22,6 vH; März: +10,6
vH). Im März 1994 lag das Niveau der Ver-
braucherpreise um 2 100 vH höher als im ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum (Nahrungsmit-
tel: +2 500 vH; übrige Konsumgüter: +1700
vH; Dienstleistungen: +1 800 vH).
1
1
2. Einkommen, Löhne und
Beschäftigung
Im letzten Bericht wurde konstatiert, daß im
Zeitraum Januar bis Juli 1993 gegenüber dem
Vergleichszeitraum des Vorjahres rechnerisch
ein Realeinkommenszuwachs von 15 vH und




gesamte Jahr 1993 zeigt sich demgegenüber ein
anderes Bild. Bei einer Inflationsrate von 1 576
vH und einem Anstieg der Geldeinnahmen von
1 229 vH sind die Realeinkommen im vergan-
genen Jahr um durchschnittlich 21 vH gegen-
über 1992 gesunken. Die Reallöhne sind dage-
gen um 28 vH zurückgegangen. Diese Entwick-
lung trat erst in der zweiten Jahreshälfte ein. Im
Dezembervergleich zwischen 1993 und 1992
sind die realen Geldeinkommen auf etwa 51 vH
und die Reallöhne auf etwa 46 vH gefallen.
Diese Differenz impliziert einen überdurch-
schnittlichen Anstieg der nominalen Transfer-
leistungen (Tabelle 5). Zu der Realeinkom-mensentwicklung paßt der überdurchschnittli-
che Rückgang der Einzelhandelsumsätze (Ta-
belle 1). Einkommensrückgänge haben offen-
sichtlich zu Einschränkungen des Konsums ge-
führt.















































































Quelle: O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1993 goda, S. 35, janvare-fevrale 1994
goda, janvare-marte 1994 goda; Osnovnye itogi raboty narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' v 1993 godu, S. 50; ei-
gene Berechnungen.
Das Ziel der Lohnpolitik war es, das durch-
schnittliche Nominallohnwachstum auf 70 vH
der Inflationsrate zu begrenzen. Das sollte vor
allem durch eine allgemein verbindliche Fest-
setzung von Mindestlöhnen, durch eine In-
dexierung der Einkommen der unteren Einkom-
mensgruppen in den haushaltsfinanzierten Ein-
richtungen und durch eine Besteuerung über-
mäßigen Lohnzuwachses in den nichtregulier-
ten Sektoren der Wirtschaft erreicht werden.
Die Indexierung erwies sich als unwirksam. So
sind die Durchschnittslöhne in den meisten
haushaltsfinanzierten Einrichtungen überdurch-
schnittlich gestiegen (Kultur, Wissenschaft,
Staats- und Wirtschaftsverwaltung). Gleich-
wohl sind die Reallöhne in der gesamten Wirt-
schaft um 28 vH gefallen, was den Vorgaben
der Lohnpolitik entsprach. Dafür war die
schwächere Nominallohnentwicklung im nicht-
regulierten Bereich (insbesondere der Industrie)
und die Entwicklung der Mindestlöhne verant-
wortlich. Dieser Trend setzte sich erst in der
zweiten Jahreshälfte durch (Tabelle 6). Im De-
zember 1993 waren die Reallöhne auf etwa 55
vH des Januarniveaus gesunken. Die Mindest-
löhne wuchsen zwischen Januar und Dezember
nur um das 5,7fache, während der Durch-
schnittslohn um mehr als das 1 lfache zunahm.
Dadurch sank das Verhältnis des Mindestlohns
zum Durchschnittslohn von 22 vH im Januar
1993 auf nur noch 12 vH im Dezember und er-
holte sich bis Februar 1994 nur leicht auf
15 vH.
Die Struktur der Löhne hat sich gegenüber
dem Vorjahr nur wenig verändert. Nach wie vor
werden im Bankgewerbe wegen der starken
Dynamik der letzten Jahre mit weitem Abstand
die höchsten Löhne gezahlt. Es folgen das
Bau- und Transportgewerbe. Abgesunken sind
die relativen Löhne in der Landwirtschaft, in
der wegen einer Verschlechterung der finanziel-
len Situation der Spielraum für Lohnerhöhun-
gen geringer war. Gesunken sind auch die rela-
tiven Löhne im Gesundheits- und Bildungswe-
sen sowie in den Kultureinrichtungen, die tradi-
tionell immer an der unteren Einkommensgren-
ze lagen (Tabelle 7).Tabelle 6 — Entwicklung der realen Löhne und Geldein-





































Quelle: Arbeitsmaterial des NIEI; eigene Berechnungen.
Auf den Arbeitsmarkt hat sich der Rückgang
der Produktion noch nicht spürbar ausgewirkt.
Bei einem Rückgang der gesamtwirtschaftli-
chen Leistung von 9 vH hat sich die Zahl der
Beschäftigten gegenüber dem Vorjahr nur um
3,2 vH verringert. Für das produzierende Ge-
werbe wird ein Rückgang von 4,7 vH berichtet,
während die Zahl der Beschäftigten in den kon-
sumnahen Dienstleistungsbranchen gegenüber
1992 um 20,2 vH und in den Wissenschafts-
einrichtungen um fast 12 vH zurückging.
1
3 Auf
dem Arbeitsmarkt fanden 1993 fast 630 000
Personen eine neue Beschäftigung, jedoch wur-
den über die Arbeitsämter nur etwa 100 000 Ar-
beitssuchende vermittelt. Die offiziell ausge-
wiesene Arbeitslosenquote betrug zum Jahres-
ende 1993: 1,4 vH, gegenüber 0,5 vH im Vor-
jahr (Tabelle 8). Bis Ende März 1994 erhöhte
sich die Zahl der anerkannten Arbeitslosen
(Personen, die länger als drei Monate ohne Ar-
beit waren) auf 81 800 Personen, das entspricht
einer Quote von etwa 1,7 vH.
1
4 Produktionsun-
terbrechungen haben bislang fast keine Auswir-
kungen auf die Zahl der Arbeitslosen. Die Be-
triebe hielten mit einer Verkürzung der Arbeits-
zeit und Zwangsurlaub die Beschäftigung for-
mal weitgehend aufrecht. Allein im Dezember
mußten 125 800 Personen unbezahlten Zwangs-
urlaub nehmen. Die Produktionsunterbrechun-
gen haben sich im ersten Quartal 1994 gegen-
über dem gleichen Vorjahreszeitraum verfünf-
facht. Sie entsprachen der Beschäftigung von
schätzungsweise 162 600 Personen (etwa 15 vH
der Beschäftigten der Industrie).
1
5 Die Anzahl
der offenen Stellen hat sich gegenüber dem Jah-
resanfang 1993 weiter verringert. Ende März
überstieg die Zahl der arbeitslosen Personen die
der offenen Stellen um das öfache.












































































4 900 4 700
24 000 66 200 81800
0,5 1,4 1,7
18 200 12 500 • 13 700
Beschäftigten in der Volkswirt-
Quelle: Osnovnye pokazateli raboty narodnogo choz-
jajstva Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1992
goda, S. 49, ... v 1993 godu, S. 51; O rabote narodnogo
chozjajstva Respubliki Belarus' v janvare-marte 1994
goda, S. 43.




- die Leistungen der Arbeitsämter, der Ar-
beitsvermittlung und die Umschulungen
verbessert bzw. ausgeweitet werden,
- die Betriebe zur Schaffung neuer sowie
zum Erhalt bestehender Arbeitsplätze Vor-
zugskredite erhalten können,
- Arbeitslosen durch Darlehen die Auf-
nahme einer unternehmerischen Tätigkeit
erleichtert wird und
- Zentren zur Unterstützung des kleinen
Unternehmertums gefördert werden.
Damit strebt die Regierung offenbar auch für
1994 keine größere Umstrukturierung in der
Beschäftigung an und erwartet, eine Umstruk-
turierung der Betriebe ohne gravierende Frei-
setzung von Arbeitskräften zu erreichen. Die
Finanzierung der verdeckten Arbeitslosigkeit
erschwert jedoch die marktwirtschaftliche An-
passung der Betriebe.
3. Öffentliche Haushalte
Über die Entwicklung des öffentlichen Sektors
bestehen weiterhin erhebliche Unsicherheiten.
Zwar liegen erstmals seit Beginn der Bericht-
erstattung über Weißrußland aggregierte Zeit-
reihen über die Entwicklung des konsolidierten
Haushalts
1
7 vor. Jedoch muß berücksichtigt
werden, daß in Anbetracht des geringen Zeit-
abstands zwischen dem Ende eines Berichts-
zeitraums und dem Vorliegen der entsprechen-
den Daten diese einer — möglicherweise er-
heblichen — Revision bedürfen. Zudem beste-
hen Informationsdefizite über die Finanzlage
und Funktionsweise der wichtigen außerbudge-
tären Fonds. Unter diesen Umständen täuscht
das Volumen des Budgets nicht nur über das
Ausmaß der tatsächlichen Staatsaktivität, son-
dern auch über die wahre Defizit- und Ver-
schuldungssituation des öffentlichen Sektors
hinweg. Soweit die vorhandenen Daten eine
Beurteilung zulassen, ist kein grundlegender
Wandel in der finanzpolitischen Ausrichtung
festzustellen. Nach wie vor dominieren distri-
butive Absichten über stabilisierungsorientierte
Ansätze; allerdings wird der verteilungspoliti-
sche Handlungsspielraum zusehends enger.
Die Einnahmen des konsolidierten Haushalts
1993 gingen inflations- und krisenbedingt so-
wie aufgrund steuerrechtlicher Änderungen im
Vergleich zum Vorjahr real um etwa 25 vH zu-
rück; ihr Anteil am BIP betrug etwa 28 vH
(1992: 31 vH).
1
8 Dieser Trend setzte sich im
ersten Quartal 1994 fort. Der Wandel der Ein-
nahmestruktur 1993 im Vergleich zum Vorjahr
reflektieit vor allem die Senkung des Mehr-
wertsteuersatzes zu Jahresbeginn (Tabelle 9):
Wichtigste Einnahmequelle des konsolidierten
Haushalts war 1993 die Gewinnsteuer (29 vH
der Gesamteinnahmen), gefolgt von der Mehr-
wertsteuer (28 vH), den Akzisen (12 vH), der
„Tschernobylsteuer" (8 vH) und der Einkom-
mensteuer (7vH). Diese Entwicklung — zu-
nehmendes Gewicht des Gewinnsteueraufkom-
mens bei abnehmender Bedeutung der Mehr-
wertsteuer— wird seit Jahresbeginn 1994 durch
eine weitere Senkung des Mehrwertsteuersatzes
auf nunmehr 20 vH verstärkt.
1
9 In dieser
steuerpolitischen Entscheidung spiegelt sich
das finanzpolitische Grundverständnis wider:
Einer auf Entlastung des Endverbrauchers zie-
lenden Steuersenkung wird der Vorrang vor ei-
ner Reduktion der Abgabenlast des Unterneh-
menssektors gegeben, die wegen der Abführun-
gen an die zahlreichen außerbudgetären Fonds
in ihrer Summe erheblich über der Gewinn-
steuerbelastung liegt.
2
0 Die im aktuellen Haus-
haltsentwurf vorgesehene Bedeutungssteige-
rung der Akzisen könnte nur durch eine Aus-10
weitung der Steuerbasis erreicht werden; dies
steht in krassem Gegensatz zu den zu Jahres-
beginn verfügten Senkungen einzelner Ver-




Tabelle 9 — Konsolidierter Haushalt der Republik Weißrußland 1992-1994
a (Mrd. Rubel und Anteile an den Einnahmen
bzw. an den Ausgaben in vH)



















Defizit in Mrd. Rubel
Defizit in vH der Einnahmen
Defizit in vH der Ausgaben

































































































































































































Fonds. — "Für 1994 Schätzung.
Quelle: Nationale Statistiken; eigene Berechnungen.
Die realen Ausgaben wurden 1993 drastisch
gekürzt (-17 vH), was die Ausgabenstruktur
aber im wesentlichen unverändert ließ. Die
Ausgabenseite wurde wie bereits in den Vorjah-
ren von der Finanzierung der „Volkswirtschaft"
(39 vH der Gesamtausgaben) bestimmt, worun-




Posten folgen die Ausgaben für Bildung, Kultur
und Soziales (30 vH) und für die Beseitigung
der Tschernobylfolgen (10 vH). Die geringfü-
gige Bedeutungsabnahme des Postens „Volks-
wirtschaft" wird im Jahresverlauf durch den
Zuwachs der „Sonstigen Ausgaben" — unter
die auch Teile der geleisteten Subventionen ge-
faßt werden — deutlich überkompensiert. Seit
dem vierten Quartal 1993 zeichnen sich die
Grenzen dieser an den rückläufigen Einnahmen
orientierten Finanzpolitik ab. Explosionsartig
schießen die Ausgaben über die Einnahmen im
ersten Quartal 1994 hinaus (Schaubild 1). Ver-
antwortlich für diese Entwicklung ist der au-11
ßergewöhnliche Anstieg der „Sonstigen Ausga-
ben", hinter denen sich in erster Linie haus-
haltsfinanzierte Zinssubventionen vor allem für
den Agrarsektor verbergen; gleichzeitig nimmt
der Anteil der zur Finanzierung der Volkswirt-
schaft verwandten Mittel ab, so daß der Ein-
druck einer teilweisen Ausgabenverschiebung
entsteht.










Das Defizit des konsolidierten Haushalts lag
1993 bei 4 vH des BIP. Dieses verblüffend
niedrige Defizit scheint nicht nur auf die realen
Ausgabenkürzungen zurückzugehen. Vielmehr
sind daneben zwei Faktoren von Bedeutung:
Erstens scheinen Ausgaben in erheblichem
Maße in das Folgejahr verlagert worden zu
sein. Darauf deutet die ausgabebedingte Defi-
zitexpansion im ersten Quartal 1994 hin (schät-
zungsweise 13 vH des BIP). Zweitens können
die zahlreichen außerbudgetären Fonds der Be-
schönigung der Finanzsituation des öffentlichen
Sektors dienen. Da ein Kapitalmarkt nicht exi-
stiert, wurde das ausgewiesene Defizit des kon-
solidierten Haushalts 1993 in erster Linie durch
Zentralbankkredite zu extrem negativen Real-
zinsen gedeckt. Es ist zu erwarten, daß auch
1994 kein grundlegender Wandel der Defizitfi-
nanzierung erfolgt.
2
3 Im übrigen verhindern ne-
gative Realzinsen weiterhin die Entstehung von
Kapitalmärkten, die eine Plazierung von Staats-
papieren erlauben würden.
Die Defizitfinanzierung über die Notenpresse
konterkariert jeden distributiven Anspruch und
stabilisierungsorientierten Ansatz: Durch Trans-
fers zunächst begünstigte Bevölkerungsgruppen
werden sofort von der auf Geldhaltung erhobe-
nen Inflationssteuer getroffen. Zudem führt die
bestehende Subventionspraxis zu einer Umver-
teilung innerhalb des Untemehmenssektors zu-
gunsten der Verlustbetriebe, denen aus sozial-
politischen Gründen ein Überleben zu sichern
versucht wird. Die erheblichen Produktionsein-
brüche zu Jahresbeginn und die starke Defizit-
expansion deuten jedoch darauf hin, daß dieser
finanzpolitische Kurs an seine Grenzen gesto-
ßen ist. Geboten wäre eine Aufgabe der beste-
henden Subventionspraxis. Freiwerdende Haus-
haltsmittel könnten dann einerseits zum Aufbau
eines zur Entschärfung der verteilungspoliti-
schen Konsequenzen des verzögerten Transfof-
mationsprozesses dringend benötigten sozialen
Netzes genutzt werden. Andererseits würde
möglicherweise ein Spielraum zur Senkung der12
Abgabenlast des Unternehmenssektors entste-
hen. Diese wäre sinnvoll, um der Investitionstä-
tigkeit positive Impulse zu geben. Von weiteren
Partialreformen des Steuerrechts dagegen ist
abzuraten; sie würden die Steuerverwaltung nur
zusätzlich belasten und eher die Basis zur
Steuerhinterziehung verbreitern.
4. Geld- und Währungspolitik
Das zentrale Thema der geld- und währungs-
politischen Entwicklung Ende 1993 und An-
fang 1994 war die Frage nach der Errichtung
einer neuen Rubelzone. Mit der Unterzeichnung
des Abkommens über den Beitritt Weißruß-
lands zur Rubelzone ist diese Frage zugunsten
einer Währungsunion gelöst worden, wenn-
gleich die Einzelheiten der Währungsumstel-
lung noch nicht vollständig geklärt sind (vgl.
Abschnitt II.3). Bereits jetzt ist jedoch ent-
schieden, daß die weißrussische Zentralbank
ihre Eigenständigkeit verlieren und zu einer
Zweigstelle der russischen Zentralbank werden
wird, die dann auch ihre Aktiva und Passiva
übernimmt. Bisher hat die weißrussische Zen-
tralbank eine von Rußland unabhängige Geld-
politik verfolgt, so daß das Zustandekommen
des Abkommens vor dem Hintergrund einer —
selbst im Vergleich zu Rußland — extrem ex-
pansiven weißrussischen Geldpolitik gesehen
werden muß. Diese hat in den vergangenen
Monaten zu einem erheblichen Verfall sowohl
des Binnen- als auch des Außenwerts des weiß-
russischen Rubels geführt.
Nachdem die weißrussische Zentralbank ihre
Kreditvergabe in den ersten fünf Monaten des
Jahres 1993 noch real zurückgenommen hatte,
wich sie in den Monaten Juni und August von
diesem Kurs ab und steigerte die Kreditvergabe
preisbereinigt um 37 bzw. 6 vH.
2
4 Dies ist eine
der Erklärungen für den starken Anstieg der In-
flationsraten, die bis August 1993 mit 23 vH
monatlich nur knapp über den russischen
(22 vH) gelegen hatten, in den letzten vier Mo-
naten des Jahres jedoch durchschnittlich 42 vH
pro Monat erreichten (Rußland: 18 vH).
2
5
Damit stand Weißrußland zur Jahreswende am
Beginn einer Hyperinflation. In den letzten bei-
den Quartalen des Jahres 1993 weitete die Zen-
tralbank ihre Kredite in geringerem Maße aus,
was den Rückgang der Inflation in den ersten
Monaten von 1994 erklären dürfte.
Sowohl die Geldmenge M3 als auch die Bar-
gel dmenge expandierten 1993 stärker als noch
1992;
2
6 in Rußland war eine entgegengesetzte
Entwicklung zu beobachten (Tabelle 10). Im
vierten Quartal ist zwar die Bargeldmenge we-
niger stark gestiegen als im Jahresverlauf, al-
lerdings wurde, inoffiziellen Angaben zufolge,
im ersten Quartal 1994 wieder eine Zuwachs-
rate von 100 vH erreicht.
2
7 Somit hat sich die
weißrussische Geldmengenentwicklung im
Vorfeld der Währungsunion weitgehend von
der russischen abgekoppelt.
Anders als in Rußland war die Rückführung
der Kreditvergabe durch die Zentralbank nicht
von einer Erhöhung der realen Zinsen begleitet.
Zwar waren die Refinanzierungszinsen sukzes-




dies bei einer monatlichen Inflationsrate von
rund 40 vH eine negative reale Verzinsung von
16% im Monat. Zudem vergibt die weißrussi-
sche Zentralbank noch immer zinsgünstige,
zentralisierte Kredite an die Regierung zu Jah-
reszinsen von 6,5%, an die Landwirtschaft (20-
100%) oder für Investitionszwecke (60%).
2
9
Der Fortbestand zentralisierter Kredite hat
eine Reihe negativer Auswirkungen auf die Ef-
fizienz des Banken- und Finanzsektors sowie
für den allgemeinen Reformprozeß. Erstens
werden zentralisierte Kredite nicht im Budget
erfaßt, obwohl sie indirekte Subventionen an
die Unternehmen darstellen. Sie erhöhen somit
das quasi-fiskalische Defizit und müssen bei
einer Konsolidierung der Staatsfinanzen be-
rücksichtigt werden. Zweitens kann die Ver-
wendung zentralisierter Kredite kaum überprüft
werden. Die Mittel dürften vorwiegend kon-
sumtiv eingesetzt werden und stehen für not-
wendige Investitionen nicht mehr zur Verfü-
gung. Drittens dürfte ein großer Teil der zen-
tralisierten Kredite nicht zurückgezahlt werden.
Somit sind die Geschäftsbanken, die die zen-
tralisierten Kredite weiterleiten, mit einem ho-
hen Anteil potentiell notleidender Kredite be-
lastet.
3
0 Zudem bestimmt die Zentralbank
durch die Vergabe zentralisierter Kredite zu-Bibliothek
4m Instituts für Weltwirtschaf»
13
mindest teilweise die Zinspolitik, der Geschäfts-
banken, deren Kreditzinsen zwar von durch-
schnittlich 23,9% im ersten Quartal 1993 auf
136,4% im vierten Quartal angehoben wurden.
Angesichts des beschleunigten Inflationstempos
gerieten die durchschnittlichen Realzinsen aber
immer stärker in den negativen Bereich. Ein
anderes Bild ergibt sich bei der alleinigen Be-
trachtung der Zinsen auf nichtzentralisierte
Kredite. Für diese Kredite verlangten die Ge-
schäftsbanken im April 1994 Monatszinsen von
27 %.
3
1 Unternehmen, die keinen Zugang zu
zentralisierten Krediten haben, dürften sich so-
mit zumindest zeitweise stark positiven Real-
zinsen gegenübersehen.
Tabelle 10 — Wachstumsraten der Geldmengenaggregate







































l für Weißrußland bis April 1992 in russischen Rubeln, danach in
weißrussischen Rubeln. — ''Für Rußland M2. —
 cNetto-Angaben. —
GUS-Staaten).
dNur inländische Komponente (ohne Kredite an
Quelle: IfW, DIW, IWH: Die wirtschaftliche Lage Rußlands. Beschleunigte Talfahrt durch verschleppte Reformen. Vier-
ter Bericht. Kieler Diskussionsbeiträge, 232, Mai 1994; IMF: International Financial Statistics — Supplement on Coun-
tries of the Former Soviet Union. Washington, D.C., 1993, S. 10-13; interne Arbeitsunterlagen des NIEI; eigene Berech-
nungen.
Die realen Einlagenzinsen waren im Jahres-
verlauf 1993 zunehmend in den negativen Be-
reich geraten; im vierten Quartal 1993 lag der
durchschnittliche Einlagenzins auf Rubelkonten
nominal bei nur 16,8% im Jahr.
3
2 Dies be-
wirkte eine Umschichtung der Bankeinlagen
hin zu höher verzinslichen Konten in ausländi-
scher Währung, deren Verzinsung durchweg
positiv gewesen sein dürfte. Somit sank der
Anteil von Einlagen in Inlandswährung an der
Geldmenge M3 von 81 vH (Ende 1992) auf
59 vH (Mitte 1993). Im selben Zeitraum stieg
der Anteil von Konten in ausländischer Wäh-
rung von 7 auf 27 vH.
3
3 Diese Abnahme des
Angebots an Ersparnissen in heimischer Wäh-
rung hat sich angesichts der zunehmenden In-
flationsraten vermutlich auch in der zweiten
Hälfte des Jahres 1993 fortgesetzt. Zumindest
für neue Bankeinlagen dürfte sich die reale
Verzinsung in den ersten Monaten von 1994
erhöht haben, denn auf neue Einlagen in weiß-
russischen Rubeln wurden im April 1994 Zin-
sen von maximal 280% gezahlt.
3
4 Der Anteil
des Bargelds an M3 ist von 9 vH (1991) auf
11 vH (1992) und 15 vH (1993) gestiegen.
Neben der durch die Weiterleitung von zen-
tralisierten Krediten entstehenden Belastung der
Geschäftsbanken mit potentiell notleidenden
Krediten behindert der hohe Konzentrations-
grad des Bankensektors eine effiziente Alloka-
tion von Ressourcen. Anfang 1994 hielten die
drei (fünf) größten weißrussischen Banken
52 vH (70 vH) des gesamten Eigenkapitals der
Banken. Zudem stellen die ehemaligen Spe-
zialbanken 3 der 4 größten Banken Weißruß-
lands.
3
5 Das bedeutet, daß diese staatlichen
Banken eine zum Teil erhebliche Marktmacht
haben. Erst seit März 1994 dürfen Banken in
vollständig ausländischem Besitz gegründet
werden,
3
6 so daß ausländische Banken bisher14
lediglich mit drei Repräsentanzen und einer
Zweigstelle einer ukrainischen Bank vertreten
sind. Ein weiteres Hindernis für eine effiziente
Kreditvergabe sind mangelnde rechtliche Rah-
menbedingungen. In Weißrußland hat noch
immer das aus sowjetischer Zeit stammende
Bankengesetz Gültigkeit, so daß die Regelun-
gen der Bankenaufsicht nicht westlichen Stan-
dards entsprechen. Selbst die weniger strengen
weißrussischen Regelungen werden Schätzun-
gen zufolge von rund 40 vH der Banken nicht
eingehalten.
3
7 Zudem fehlen klare Regelungen
für die Stellung von Sicherheiten, wie sie etwa
durch ein Pfandgesetz geschaffen werden könn-
ten.
Schaubild 2 — Wechselkurs des weißrussischen Rubels zum russischen Rubel 1993 und 1994
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1993 1994
-Marktkurs "Kurs der weißrussischen Zentralbank
Quelle: Government of the Russian Federation: Russian Economic Trends. London, versch. Ausgaben; interne Arbeitsun-
terlagen des NIEI; eigene Berechnungen.
Sowohl im Vergleich zu ausländischen Wäh-
rungen als auch zum russischen Rubel hat sich
die weißrussische Währung, deren Kurs sich
grundsätzlich frei am Markt bildet, im vergan-
genen Jahr nominal stark abgewertet. Die Ab-
wertung gegenüber ausländischen Währungen
blieb jedoch hinter der heimischen Preissteige-
rungsrate zurück, was eine reale Aufwertung
bewirkte. Während Ende 1992 noch gut 500
weißrussische Rubel pro Dollar gezahlt werden
mußten, waren dies Ende 1993 bereits 7 311
weißrussische Rubel.
3
8 Anfang Januar 1994 ge-
wann der weißrussische Rubel gegenüber dem
Dollar leicht an Wert, da Spekulationen über ei-
nen günstigen Umtauschkurs im Zuge der Wäh-
rungsunion mit Rußland vorübergehend zu ei-
ner erhöhten Nachfrage nach weißrussischen
Rubeln geführt hatten.
3
9 In der Folgezeit aber
hat sich der Wertverfall des weißrussischen Ru-
bels weiter beschleunigt, so daß im April
18 000 weißrussische Rubel für einen Dollar
gezahlt wurden.
4
0 Der von der weißrussischen
Zentralbank ermittelte offizielle Kurs zwischen
weißrussischem und russischem Rubel hat sich
seit Februar 1994 dem Marktkurs
4
1 angenähert
und lag Mitte April bei 10:1 (Schaubild 2).
Dies dürfte auf die Verhandlungen über die be-
vorstehende Währungsunion und eine entspre-
chende Einflußnahme Rußlands zurückzuführen
sein. Das Abkommen über die Vereinigung der
Geldsysteme sieht nämlich vor, den Umtausch-
kurs unter anderem anhand der bilateralen15
Wechselkurse zum Dollar zu ermitteln.
4
2 Bis
Februar 1994 war der offizielle bilaterale
Wechselkurs deutlich überbewertet gewesen.
Das deutet darauf hin, daß dieser Kurs von der
weißrussischen Zentralbank, etwa durch die
Auswahl der am Devisenhandel beteiligten
Banken, manipuliert wurde und daher nicht den






Das Außenhandelsvolumen Weißrußlands mit
den Neuen Unabhängigen Staaten ist 1993 im






















Statistisch nicht aufgliederbare Transaktionen










































































































aUmrechnung zum Wechselkurs von 152 Rubel/$. — Umrechnung zum Wechselkurs von 3



















































7 721 Rubel/S (Februar). — "Reserven der Zentralbank an
nichtkonvertiblen Währungen. — Geringfügige Abweichungen bei den Zwischensummen durch Rundungsfehler.
Quelle: Respublika vom 1.9.1993; unveröffentlichte Arbeitsunterlagen der weißrussischen Zentralbank und des NIEI.
Hauptursache war bei den Importen die Ver-
schlechterung der weißrussischen Terms of
Trade infolge der schrittweisen Anpassung der
Preise für aus Rußland importierte Energieträ-
ger an das Weltmarktniveau. Bei den Exporten
spielte neben der schwachen gesamtwirtschaft-
lichen Nachfrage in den übrigen Nachfolgestaa-
ten offenbar auch die sinkende Wettbewerbsfä-
higkeit energieintensiver Industrien in Weiß-
rußland eine Rolle. Deren russische Konkurren-
ten konnten Energieträger zu den weitaus nie-
drigeren russischen Inlandspreisen beziehen.
4
5
Die bilateralen Handelsverträge, die Weißruß-
land mit allen Neuen Unabhängigen Staaten ab-16
geschlossenen hatte, hatten nur geringe Bin-
dungswirkung. Nach unveröffentlichten Ar-
beitsunterlagen des NIEI lagen die tatsächlichen
Lieferungen durchschnittlich lediglich bei etwa
60 vH der Planziffern.
Die weißrussischen Exporte in Drittländer
gingen 1993 ebenfalls deutlich zurück, bedingt
u.a. durch die verringerte Wettbewerbsfähigkeit
energieintensiver Produkte. Zwar gibt es Be-
richte über eine zunehmende aktive Lohnver-
edelung in Weißrußland; zahlenmäßig bedeut-
sam waren derartige Exporte jedoch offenbar
noch nicht.
4
6 Gleichzeitig nahmen die Importe
aus Drittländern erheblich zu, so daß anstelle
des Handelsbilanzüberschusses im Vorjahr von
knapp 290 Mill. $ ein Defizit von beinahe
160 Mill. $ erzielt wurde. Dieser Verschiebung
standen im Bereich der Kapitalverkehrsbilanz
höhere mittel- und langfristige Kapitalzuflüsse
sowie geringere Lieferungen auf Kredit im
Rahmen von Bartergeschäften gegenüber.
Wichtigster Handelspartner unter den Drittlän-
dern war Deutschland mit etwa 13 vH der Ex-
porte und 24 vH der Importe.
4
7
Durch die gestiegenen Kapitalzuflüsse hat
sich die Auslandsverschuldung Weißrußlands
gegenüber westlichen Staaten und multilatera-
len Organisationen im Jahresverlauf 1993 bei-
nahe vervierfacht und betrug zum Jahresende
knapp 525 Mill. $ (Tabelle 12), Gläubiger wa-
ren vor allem Deutschland sowie die Europäi-
sche Union und der Internationale Währungs-
fonds (letzterer mit der ersten Rate aus der
Systemtransformaiionsfazilität). Überwiegend
flössen diese Kredite an den Staatshaushalt und
wurden zum Import von Nahrungsmitteln,
Pharmazeutika und Medizintechnik verwen-
det.
4
8 Zum Jahresende wird lediglich ein Be-
trag von knapp 50 Mill. $ ausgewiesen, der
nicht aus dem staatlichen Devisenfonds, son-
dern aus Eigenmitteln der Betriebe zu tilgen ist,
und deshalb vermutlich zur Finanzierung von
Kapitalgüterimporten diente.







































































































































den weißrussischen Anteil an westlichen Kreditzusagen an die ehemalige Sowjetunion ;



















Quelle: Unveröffentlichte Arbeitsunterlagen des NIEI.
Für das Jahr 1994 rechnet die weißrussische
Regierung mit einer Neuverschuldung im west-
lichen Ausland in Höhe von etwa 1 Mrd. $. Als
neue Kreditgeber kommen mehrere nationale17
Regierungen, insbesondere Österreich, sowie
die Weltbank und die Osteuropabank hinzu.
Die Kredite sollen verstärkt für die Einfuhr von
Investitionsgütern verwendet werden. Dement-
sprechend soll mehr als die Hälfte des voraus-
sichtlichen Bestands an westlichen Krediten
zum Jahresende 1994 direkt von den Betrieben
getilgt werden. Die verstärkte Einbeziehung der
Betriebe könnte als Anzeichen dafür gedeutet
werden, daß bei der Entscheidung über die
Kreditaufnahme der Rentabilität der Investitio-
nen und der Steigerung der Exportfähigkeit zur
Erzielung von Deviseneinnahmen für den
Schuldendienst eine größere Bedeutung beige-
messen wird. Es muß aber bezweifelt werden,
daß dieses Ziel unter den gegenwärtigen Um-
ständen erreicht werden kann. Angesichts der
makroökonomischen Instabilität und der gerin-
gen Fortschritte beim Strukturwandel und bei
der Einführung „harter Budgetbeschränkungen"
besteht bisher kaum eine Grundlage für die
Anwendung ökonomischer Kriterien bei Inve-
stitionsentscheidungen.
Eine Steigerung der Exporte wird auch durch
Änderungen in der Außenwirtschaftspolitik seit
Jahresbeginn 1994 erschwert. Die allgemeine
Exportsteuer wurde von 10 auf 15 vH der Ex-
porterlöse erhöht; hinzu kommen weiterhin pro-
duktspezifische Exportsteuem für rohstoffnahe
Erzeugnisse sowie die Umtauschpflicht für Ex-
porterlöse in Höhe von 50 vH am Devisen-
markt. Problematisch erscheint dabei nicht nur
das Niveau der Exportbesteuerung. Vielfache
Änderungen der einschlägigen Rechtsvorschrif-
ten in den letzten zwei Jahren führten auch zu
erheblicher Unsicherheit über die künftige
Rentabilität insbesondere nichttraditioneller
Exporte. Diese Unsicherheit wird noch ver-
stärkt durch willkürliche Maßnahmen wie die
Einführung einer Umtauschpflicht für Export-




Bisher nur schwer einzuschätzen sind die
Implikationen der gerade beschlossenen Wäh-
rungsunion mit Rußland für den weißrussischen
Außenhandel. Für die erste Stufe, die am
l.Mai 1994 in Kraft trat, ist die Aufhebung
von Import- und Exportzöllen im russisch-
weißrussischen Handel und die Einführung ei-
nes einheitlichen Zolltarifs gegenüber Drittlän-
dern vorgesehen (vgl. Abschnitt II.3). Die Ab-
schaffung der Grenzabgaben würde auch für die
russischen Exportsteuern auf Energieträger
gelten, so daß sich die weißrussischen Energie-
importe erheblich verbilligen würden.
Durch die Änderungen in den Außenhandels-
regulierungen würde zwischen Rußland und
Weißrußland eine Zollunion geschaffen. Bisher
sind die Außenhandelsregime der beiden Län-
der ähnlich gestaltet und weisen kaum nichttari-
färe und nur niedrige tarifäre Importbarrieren
auf. Gleichzeitig bestehen umfassende quanti-
tative Exportbeschränkungen und Exportsteuern
zur Abschöpfung von Rohstoffrenten, da die
Inlandspreise vor allem in Rußland noch deut-
lich unter dem Weltmarktniveau liegen. Diese
Exportregulierungen könnten in dem Maße ab-
gebaut werden, wie die von der russischen Re-
gierung in Aussicht gestellte Liberalisierung
der Inlandspreise für Rohstoffe in die Tat um-
gesetzt wird. Das dann verbleibende liberale
Importregime mit insgesamt niedrigen und
wenig differenzierten Zollsätzen wäre eine gute
Grundlage für die Integration beider Volkswirt-
schaften in die weltwirtschaftliche Arbeitstei-
lung.
Skeptisch muß vor diesem Hintergrund al-
lerdings stimmen, daß in Rußland in jüngster
Zeit der Einfluß von Interessengruppen auf die
Handelspolitik zu wachsen scheint und die Dif-
ferenzierung der Zollsätze zunimmt. Da die
gemeinsame russische und weißrussische Zoll-
politik von Rußland dominiert werden dürfte,
läge ein rascher Beitritt beider Staaten zum
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen und
damit eine Bindung der Zollsätze im weißrussi-
schen Interesse.18
II. Stand der Reformpolitik
1. Wirtschafts- und reformpolitische
Konzeption der Regierung
Mit dem Wirtschaftsprogramm der Regierung
für das Jahr 1994 wird die bisherige Wirt-
schaftspolitik fortgesetzt.
5
0 Diese ist weiterhin
durch ein starkes Eingreifen des Staates in den
Wirtschaftsablauf und sehr zögerliche Trans-
formationsschritte gekennzeichnet. Das wohl
bedeutendste Ziel des Programms ist der Bei-
tritt zur russischen Rubelzone (vgl. Abschnitt
II.3). Dem Wirtschaftsprogramm liegt bereits
das Konzept einer Währungsunion mit Rußland
zugrunde. Weitere wichtige Ziele sind eine Be-
grenzung des Rückgangs des BIP auf 4 bis
5 vH, die Reduzierung der monatlichen Infla-
tionsrate auf 10 vH bis zum Ende des Jahres,
die Verbesserung der Handelsbilanz, eine Er-
schwerung von Kapitalausfuhren und die
„Privatisierung" von 50 vH aller Handels- und
Dienstleistungsbetriebe.
Folgende Maßnahmen sollen dazu beitragen:
(i) Auf dem Gebiet der Finanzpolitik strebt
die Regierung die Begrenzung des Defizits im
konsolidierten Haushalt auf 6 vH des Bruttoin-
landsprodukts an. Ob dies angesichts des über-
aus starken Anstiegs der Ausgaben Anfang
1994 und der geplanten Steuersenkungen er-
reicht werden kann, muß jedoch bezweifelt
werden. Zwar könnte eine Entlastung des Bud-
gets durch den angekündigten Abbau von
Preissubventionen in Verbindung mit einer
weiteren Liberalisierung von Großhandels- und
Verbraucherpreisen erreicht werden. Aber
gleichzeitig sollen alle Einwohner Ausgleichs-
zahlungen für Preiserhöhungen erhalten. Zu-
sätzliche Ausgaben dürften in Zusammenhang
mit dem Beschäftigungsprogramm (vgl. Ab-
schnitt 1.2) auf das Budget zukommen.
(ii) Kapitalexport und Guthaben bei auslän-
dischen Banken sollen besonders besteuert
werden. Kritisch ist dazu anzumerken, daß eine
derartige Maßnahme mit dem Versuch kollidie-
ren kann, ausländische Investoren zu werben.
(iii) Auf dem Gebiet der Geld- und Kredit-
politik soll die Finanzierung des Haushaltsde-
fizits durch Geldemission auf 80 vH des Defi-
zits begrenzt werden. Zusätzlich soll das Kre-
ditvolumen für die Wirtschaft verringert wer-
den, wobei aber gleichzeitig Vorzugskredite für
die Landwirtschaft, den Wohnungsbau und die
Herstellung von Arzneimitteln und medizini-
schen Geräten gewährt werden sollen. Für die
Refinanzierangskredite der Zentralbank sollen
positive Realzinsen bis Ende 1994 erreicht
werden. Der Vertrag über die neue Rubelzone
kann noch zu wesentlichen Veränderungen in
der Geld-, Währungs- und Finanzpolitik führen.
(iv) Für dauerhaft defizitär arbeitende Be-
triebe ist erneut vorgesehen, Konkursverfahren
durchzuführen.
(v) Die Wirtschaftsbeziehungen mit den
GUS-Republiken sollen durch verbesserte insti-
tutionelle Rahmenbedingungen belebt werden
(Schaffung einer Zollunion, einer Assoziation
„freien Handels", eines neuen zwischenstaatli-
chen Verrechnungssystems u.a.).
Bereits in ihren bisherigen Berichten haben
die Institute auf das Fehlen bzw. die nur sehr
zögerliche Umsetzung wichtiger Reformschritte
hingewiesen. Die weißrussische Regierung ver-
sucht offensichtlich, die Umstrukturierung der




Rolle spielen dabei Staatsaufträge, mit deren
Hilfe insbesondere die Verpflichtungen aus
zwischenstaatlichen Verträgen weitgehend ab-
gesichert werden sollen. Das Wirtschaftspro-
gramm für 1994 sieht zwar vor, daß Staatsauf-
träge in diesem Jahr auf etwa 10 vH der indu-
striellen Produktion reduziert werden sollen.
Dafür zeichnet sich aber auf anderen Gebieten
eine Verstärkung zentralstaatlicher Kontrolle
ab:
- So sollen die staatlichen Verbrauchskon-
trollen für Energieträger verstärkt werden.
- Mit der staatlichen Aktiengesellschaft
„Beikontrakt" soll das bisherige System
zentraler Ressourcenverteilung auch in
Zukunft fortgesetzt werden.19
- In der Landwirtschaft zeichnet sich mit der
vorgesehenen Bildung einer republikwei-
ten Aufkauf- und Versorgungsorganisation
eine Fortführung monopolistischer Han-
delsstrukturen ab. Damit wird die Freigabe
der Aufkaufpreise landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse vom Januar 1994 faktisch unter-
laufen.
- Mit den anderen GUS-Republiken soll ein
„Export-Import-Programm" ausgearbeitet
werden. Es ist anzunehmen, daß auch in
diesem Programm Details für die Betriebe
festgeschrieben werden, die marktwirt-
schaftliches Handeln ausschließen.
In das Bild starker zentralstaatlicher Kon-
trolle paßt auch, daß in diesem Jahr mit der
Durchführung des im Frühjahr 1993 beschlos-
senen Programms für die strukturelle Umgestal-
tung der Industrie begonnen werden soll. Es
basiert auf der Überzeugung, daß eine staatliche
Industriepolitik notwendig sei, die mit direkten
und indirekten Steuerungsinstrumenten die be-
schleunigte Entwicklung der für die Wirtschaft
„strategisch" wichtigen Zweige und Produk-
tionsbereiche gewährleisten soll. In ihrem Gut-
achten vom Herbst 1993 haben die Institute
davor gewarnt, daß die Umsetzung dieses Pro-
gramms die marktwirtschaftliche Transforma-
tion in Weißrußland faktisch blockieren würde.
Dieser Einschätzung ist im Frühjahr 1994
nichts hinzuzufügen.
2. Die Privatisierung in Weißrußland
Nach wie vor gelten in Weißrußland die im
Jahr 1993 verabschiedeten Privatisierungsvor-




tisierungsprogramm konnte keine großen Er-
wartungen wecken: Insgesamt war die stufen-
weise Privatisierung von zwei Dritteln des Be-
triebsvermögens vorgesehen; es sollten zwi-
schen 1993 und 1997 je 10 vH des Betriebs-
vermögens privatisiert werden. Um die erste
Stufe zu verwirklichen, war für das Jahr 1993
die Privatisierung oder vielmehr die „Entstaatli-
chung" von 500 Staatsbetrieben vorgesehen. Ob
dieses Ziel erreicht worden ist, kann nicht
überprüft werden. Aus Regierungskreisen wird
die Zahl der privatisierten Betriebe bis Ende
1993 mit 350 angegeben.
5
3 Die Privatisierungs-
statistik weist hingegen eine Zahl von 524 Ob-
jekten aus (Tabelle 13). In dieser Statistik sind
allerdings auch reine Rechtsformtransformatio-
nen berücksichtigt, die nicht einmal pro forma
eine Änderung der Eigentumsverhältnisse zur
Folge haben. Doch dürften diese statistischen
Diskrepanzen von relativ geringer praktischer
Bedeutung sein, da bislang auch bei „Entstaatli-
chung" die staatliche Kontrolle und Lenkung
vollständig erhalten blieb und die Unternehmen
weder eigenverantwortlich entscheiden noch
auf eigenes Risiko wirtschaften können.
5
4 Am
ehesten ist bei der Entstaatlichung kommunalen
Eigentums zumindest ansatzweise noch mit
dem Entstehen privaten Eigentums zu rechnen,
da auf kommunaler Ebene vor allem kleinere
Betriebe des Dienstleistungssektors entstaat-
licht werden.
Tabelle 13 — Stand der Entstaatlichung in Weißrußland






















Quelle: Interne Arbeitsunterlagen des NIEI.
Für das Jahr 1994 erwartet die weißrussische
Regierung dennoch einen Privatisierungsschub
durch die im April vorzeitig eingeleitete
Scheckprivatisierung. Die Beschleunigung die-
ses Projekts ist wohl auf das Drängen des IMF
zurückzuführen, der für den Fall der Durchfüh-
rung der Scheckprivatisierung etwa 200 Mill. $
an Krediten in Aussicht gestellt hat.
5
5 Die Pri-
vatisierungsschecks werden ausschließlich an
weißrussische Bürger kostenlos abgegeben,
wobei der Umfang vom Lebensalter und der
nachgewiesenen Arbeitsdauer abhängt; die
Schecks sind personengebunden und nicht han-
delbar. Es ist geplant, über diese Scheckpriva-20




dürften auch durch die Scheckprivatisierung
kaum handlungsfähige private Eigentumsstruk-
turen entstehen; wahrscheinlicher ist die Beibe-
haltung der staatlichen Kontrolle, sei es über
Aufträge, Kredite, Subventionen oder umfang-
reiche Strukturprogramme. Die Beteiligung von
ausländischen Investoren an der Privatisierung
ist offensichtlich unerwünscht: Nur wenn weder
die Belegschaft eines betroffenen Betriebes
noch ein anderer weißrussischer Investor Inter-
esse am Erwerb zeigt, kann ein Ausländer zum
Zuge kommen.
5
7 Zudem ist es ausländischen
Investoren nach dem „Gesetz über das Bodenei-
gentumsrecht" vom 16. Juni 1993 verwehrt,
Eigentum an Grund und Boden zu erwerben.
Gestattet sind lediglich Pachtverträge mit einer
Laufzeit bis zu 99 Jahren. Den einzigen Licht-
blick im weißrussischen Privatisierungsprozeß
stellt wohl die Wohnungsprivatisierung dar:
Über gesondert ausgeteilte Schecks können die
weißrussischen Bürger ihre Wohnungen erwer-
ben, was auch tatsächlich geschieht. Bis März
1994 waren etwa 17 vH des staatlichen bzw. öf-





Vor dem Hintergrund einer Beschleunigung
sowohl des Produktionsrückgangs als auch der
Inflation unternahm die •weißrussische Regie-
rung im vergangenen halben Jahr verstärkte
Anstrengungen in Richtung eines Beitritts zur
Zone des russischen Rubels. Im April 1994
wurde ein Vertrag über den Beitritt Weißruß-
lands zum Geldsystem Rußlands unterzeich-
net.
5
9 Mit dem Beitritt werden auf weißrussi-
scher Seite einige Hoffnungen verknüpft: Vor
allen Dingen wird erwartet, daß russische Liefe-
rungen von Erdgas und Erdöl wieder zu den
(niedrigen und regulierten) Preisen des russi-
schen Binnenmarktes erfolgen werden. Gegen-
wärtig liegen die Preise für russische Energie-




darüber. In den hohen Kosten für Energie wird
die Hauptursache für die weißrussischen Wirt-
schaftsprobleme gesehen. Mit dem neuerlichen
Bezug von Energie zu russischen Binnenprei-
sen soll u.a. die Wettbewerbsfähigkeit weiß-
russischer Produzenten auf dem Hauptabsatz-
markt Rußland wiederhergestellt und so die
Auslastung jetzt brachliegender Kapazitäten
verbessert werden. Vom Wegfall der bestehen-
den Zollschranken und von der Abwicklung des
Zahlungsverkehrs in einer gemeinsamen Wäh-
rung wird eine Belebung des Handels mit Ruß-
land erwartet. Nicht zuletzt hofft die weißrussi-
sche Seite auf einen günstigen Kurs beim Um-
tausch von weißrussische in russische Rubel,
auf die künftige Bereitstellung ausreichender
und zinsgünstiger Kredite sowie, in engem Zu-
sammenhang damit, auf die Beteiligung an den
russischen Geldschöpfungsgewinnen.
Die Bemühungen Weißrußlands um einen
Beitritt zur (neuen) Rubelzone begannen späte-
stens nach der endgültigen Auflösung der alten
Rubelzone durch die unilaterale russische Ru-
bel-Umtauschaktion vom Juli 1993.
6
1 Dement-
sprechend waren bereits im September 1993
und im Januar 1994 vorbereitende Abkommen
über eine neue Rubelzone unterzeichnet wor-
den.
6
2 Es gelang nicht, die darin vorgesehenen
Maßnahmen in den vorgesehenen Fristen in die
Tat umzusetzen. Zudem wurden die Abkom-
men zwar vom weißrussischen, nicht jedoch
vom russischen Parlament ratifiziert. Hinter den
Verzögerungen verbergen sich tiefe Interessen-
konflikte sowohl zwischen Weißrußland und
Rußland als auch innerhalb der beiden Länder.
Der Vertrag vom April 1994 beinhaltet Re-
gelungen bezüglich der Geld-, Finanz-, Lohn-
bzw. Einkommens-, Preis- und Außenwirt-
schaftspolitik sowie zum Umtauschkurs zwi-
schen dem weißrussischen und dem russischen
Rubel. Die Verwirklichung der vorgesehenen
Maßnahmen soll etappenweise erfolgen, einige
sollten schon mit Vertragsunterzeichnung bzw.
zum 1. Mai 1994 in Kraft getreten sein. Vor
allen Dingen sollten bereits in dieser ersten
Etappe sämtliche Zölle und Abgaben im gegen-
seitigen Handel abgeschafft werden; zugleich
verpflichtet sich Weißrußland, im Handel mit
Drittländern vollständig die russischen Zoll-
und Abgabensätze, Quoten etc. zu übernehmen
und deren Festsetzung künftig Rußland zu21
überlassen (Artikel 8); sodann verzichtet Weiß-
rußland auch sofort auf die Erhebung von Tran-
sitzöllen, -steuern etc. auf den russischen Han-
del mit Drittländern sowie von Pachtgebühren
für Grundstücke und Gebäude, die von den in
Weißrußland stationierten russischen Streitkräf-
ten genutzt werden (Artikel 9); und schließlich
stellt Rußland im ersten Halbjahr 1994 für
Weißrußland einen Kredit von 200 Mrd. Rubel




Die weißrussische Hoffnung, daß mit diesen
Vereinbarungen die Wiederherstellung von
(nach Menge und Preis) befriedigenden russi-
schen Energielieferungen gesichert werden
kann, muß nicht in Erfüllung gehen. Denn die
russische Seite hat durchgesetzt, daß die Auf-
hebung von Quoten im gegenseitigen Handel
sowie die Anwendung von russischen Binnen-
preisen für Güter, die der staatlichen Preisregu-
lierung unterliegen (also vor allem auch Ener-
gieträger), erst später, und zwar mit dem tat-
sächlichen Beitritt Weißrußlands zum russi-
schen Geldsystem, erfolgen soll (Artikel 10 und
11). Damit hat sich Rußland trotz Abschaffung
der Exportzölle die Kontrolle sowohl über
Mengen als auch über Preise bei Energieliefe-
rungen vorbehalten.
Die alleinige Zuständigkeit für die Geld- und
Währungspolitik in der neuen Rubelzone soll
laut Vertrag bei der Zentralbank Rußlands lie-
gen. Die Zentralbank Weißrußlands soll als sol-
che aufgelöst und zu einer Filiale der russischen
Zentralbank herabgestuft werden. Die russische
Zentralbank tritt in die Verbindlichkeiten der
weißrussischen Zentralbank ein (Artikel 5).
Wegen der Auflösung der weißrussischen Zen-
tralbank hat deren Vorsitzender Bogdankevic'
den Vertrag nur „unter Zurückweisung von Ar-
tikel 5" unterschrieben. In der Tat widerspricht
der Vertrag der neuen Verfassung Weißruß-
lands, die erst im März 1994 in Kraft getreten
war und der Zentralbank Weißrußlands „das
alleinige Recht der Geldemission" (Artikel 145)
zuspricht.
6
4 Zudem bestimmt Artikel 8 der Ver-
fassung: „Der Abschluß internationaler Ver-




Generell sind bei der Währungsumstellung,
die sicherlich nicht vor den für Juni 1994 ange-
setzten Präsidentschaftswahlen in Weißrußland,
wahrscheinlich sogar erst 1995
6
6 durchgeführt
werden soll, differenzierte Umtauschkurse vor-
gesehen. Dabei werden Unterscheidungen nach
natürlichen und juristischen Personen sowie
nach Umtauschbeträgen vorgenommen. Juristi-
schen Personen zugehörige Bestandsgrößen
(Aktiva und Passiva) werden zu einem Kurs
umgestellt (Artikel 3), welcher sowohl den im-
pliziten Wechselkurs zwischen weißrussischem
und russischem Rubel reflektieren soll, der sich
aus den jeweiligen Kursen der beiden Währun-
gen zum Dollar ergibt (indirekte Parität, derzeit
etwa bei 10:1), als auch die nach Methoden der
beiden nationalen Statistischen Komitees zu
berechnende Kaufkraftparität (derzeit bei 3:1
vermutet).
6
7 Bei Anwendung eines ungewich-
teten Mittelwerts ergäbe sich ein Umtauschkurs
von etwa 6:1. Bei natürlichen Personen wird
nach Umtauschbeträgen differenziert (Artikel
4). Bei Beträgen bis zu l,2Mill. weißrussische
Rubel (je Person) kommt ein Kurs von 1:1 zur
Anwendung (0,2Mill. Bargeld und 1,0 Mill.
Spareinlagen und Sparzertifikate, Stichtag: 1.
April 1994);
6
8 darüber hinausgehende Beträge
werden zu dem Kurs umgetauscht, der auf juri-
stische Personen Anwendung findet.
Aus einer ökonomischen Perspektive ist fest-
zuhalten, daß Weißrußland beabsichtigt, sich
mit dem Verzicht auf eine eigene Währung und
eine eigene Geldpolitik eines wesentlichen In-
struments der Wirtschaftspolitik zu begeben.
Dieser Verlust an Spielraum sollte durch andere
wirtschaftspolitische Instrumente, vor allem
durch finanz- und einkommenspolitische, kom-
pensiert werden. Es ist daher nach den entspre-
chenden Vertragsregelungen zu fragen. In be-
zug auf die Einkommenspolitik spielt der Um-
tauschkurs für Stromgrößen, also vor allem für
Löhne und Transferzahlungen, eine wesentliche
Rolle. Er ist jedoch im Vertrag nur teilweise
geregelt. Weißrußland verpflichtet sich, inner-
halb von drei Monaten nach der Währungs-
union die Arbeitslöhne im haushaltsfinanzierten
Bereich auf das russische Niveau umzustellen
(Artikel 13). Die übrigen Löhne sollen „von
den Arbeitgebern auf der Grundlage von Tarif-22
vertragen" festgelegt werden. Maßnahmen der
sozialen Sicherung (Renten, Stipendien, Mini-
mallöhne u.a.) sollen koordiniert erfolgen; ins-
besondere soll Weißrußland die entsprechenden
Maßnahmen aus dem eigenen Staatshaushalt fi-
nanzieren. Ein Umstellungskurs für solche Zah-
lungen wird im Vertrag nicht genannt. Mit der
Angleichung der Löhne im haushaltsfinanzier-
ten Bereich innerhalb einer Dreimonatsfrist
nach Inkrafttreten der Währungsunion wird je-
doch die gesamte Lohnstruktur hinreichend
präjudiziert, so daß kaum mehr nennenswerte
einkommenspolitische Spielräume zum Aus-
gleich von Produktivitätsunterschieden zur Ver-
fügung stehen werden. Damit sind für den Fall
einer Realisierung der Währungsunion be-
trächtliche Beschäftigungsprobleme vorpro-
grammiert.
Auf dem Gebiet der Finanzpolitik verpflich-
ten sich die vertragschließenden Parteien, die
Haushaltssysteme bis zum Inkrafttreten des
Vertrags zu vereinheitlichen. Die genaue Pro-
zedur dieser — wohl unilateralen — Anglei-
chung wird in unveröffentlichten Abkommen
geregelt (Artikel 6).
6
9 Im Verlauf des Jahres
1994 sollen die Voraussetzungen für eine
schrittweise Konsolidierung der russischen und
weißrussischen Staatshaushalte in ein einheitli-
ches Haushaltssystem geschaffen werden (Arti-
kel 7). Die haushaltsrelevante Gesetzgebung
der beiden Länder, insbesondere die Steuerge-
setzgebung, soll jedoch offenbar nicht unbe-
dingt vereinheitlicht, sondern nur „koordiniert"
(Artikel 14) werden, und zwar beginnend mit
Vertragsabschluß. Der theoretisch verbleibende
steuerpolitische Handlungsspielraum kann
kaum praktische Bedeutung erlangen, solange
Weißrußlands umfassend verstandener staatli-
cher Sektor (Staatshaushalt und Staatsunterneh-
men) ein hohes Defizit aufweist. Faktisch be-
deutet dies, daß auch die Finanz- und Einkom-
menspolitik nicht in die Lage versetzt werden,
den Verlust an geldpolitischer Autonomie aus-
zugleichen.
Es kommt dann entscheidend darauf an, ob
Rußland bereit sein wird, entweder auf die Fi-
nanzierung der eigenen Defizite durch Zentral-
bankkredite („Inflationssteuer") zu verzichten
oder Weißrußland angemessen an der Vergabe
von Zentralbankkrediten zu beteiligen. Die
Weigerung Rußlands, Weißrußland und andere
Staaten der Ex-UdSSR mit Krediten zu versor-
gen, hatte zum Austritt dieser Länder aus der
Rubelzone beigetragen. Es ist also zu fragen, ob
Rußland nunmehr tatsächlich bereit sein
könnte, seine Politik zu ändern.
In der Tat zeigt sich Rußland gegenüber dem
Ansinnen Weißrußlands auf Beitritt in die Ru-
belzone aufgeschlossener als etwa gegenüber
Kasachstan. Die russischen Vorteile aus einer
Währungsunion mit Weißrußland scheinen in-
sofern besonderes Gewicht zu haben. Freie
Handelswege nach Westen sowie die militäri-
sche Dimension sind hier zu nennen. Die
Nachteile liegen für Rußland darin begründet,
daß einerseits Energielieferungen an Weißruß-
land zu russischen Binnenpreisen erfolgen sol-
len und andererseits eventuell eine Beteiligung
Weißrußlands an der russischen Zentralbank-
geldschöpfung erforderlich wird. Beiden Zwän-
gen könnte sich Rußland aber zumindest par-
tiell entziehen. Zum einen könnte Rußland
seine Binnenpreise für Energie auf Welt-
marktniveau anheben, so daß diesbezüglich
keine besonderen Vorteile mehr für Weißruß-
land bzw. Kosten für Rußland entstünden. Die
weißrussische Seite erkennt zwar diese Mög-
lichkeit, scheint aber schon allein die Wieder-
herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen
(bezüglich der Energiekosten) mit russischen
Konkurrenten positiv zu bewerten. Zum ande-
ren könnte Rußland mittelfristig den Versuch
unternehmen, die Defizite des öffentlichen
Sektors inflationsneutral, d.h. über einen noch
zu entwickelnden Kapitalmarkt, zu finanzieren,
so daß die Frage einer Beteiligung Weißruß-
lands an russischen Zentralbankkrediten ihre
Schärfe verlieren würde. Gelingt dies erwar-
tungsgemäß nicht, so wird Rußland sicherlich
bedacht sein, die Zuweisung von Zentralbank-
krediten an Weißrußland auf ein Maß zurückzu-
führen, das gerade noch den neuerlichen Aus-
tritt des Landes aus der Währungsunion verhin-
dert. Angesichts der deutlich gestiegenen Not-
lage Weißrußlands liegt diese Schwelle wohl
niedriger als früher. Weißrußland verfügt über
keine ausreichenden Druckmittel zur Durchset-
zung seiner Forderungen, so daß eine Wäh-23
rungsunion mit einer erheblichen Reduzierung
des Liquiditätsspielraums der weißrussischen
Wirtschaft verbunden sein dürfte. Eine letzte
mögliche Variante soll nicht unerwähnt blei-
ben: Rußland könnte an eine Ausweitung der
bereits praktizierten Möglichkeit denken, zwar
ausreichende Kredite an Weißrußland bereitzu-
stellen, sie aber durch Zugriff auf weißrussische
Vermögensbestände zu kompensieren, etwa auf
das Netz von Erdgasleitungen.
7
0
Wenn auch von seiten der vertragschließen-
den Parteien eine gewisse Reduzierung der Hin-
dernisse für eine Währungsunion zu konstatie-
ren ist und wenn man zudem von den politi-
schen Dimensionen des weißrussischen Souve-
ränitätsverlustes abstrahiert, so verbleibt doch
noch die Frage nach der ökonomischen Funk-
tionsfähigkeit der Währungsunion. Dies betrifft
zum einen die fehlenden weißrussischen Spiel-
räume auf den Gebieten der Geld-, Finanz-,
Einkommens- und Wechselkurspolitik, zum
anderen den mittlerweile sehr unterschiedlichen
Stand der beiden Länder im Transformations-
prozeß. In beiderlei Hinsicht würden sich
schwerwiegende Probleme ergeben. Die weiß-
russischen Hoffnungen auf eine Behebung der
Absatzprobleme auf dem russischen Markt
dürften sich kaum erfüllen, denn die entspre-
chenden Produktionskapazitäten stehen auch
auf russischer Seite still. Zur Bewältigung des
resultierenden Bedarfs an Strukturanpassung
würden die erforderlichen Spielräume für einen
eigenen weißrussischen Policy Mix fehlen. Mit
Transferzahlungen von Rußland an Weißruß-
land, die den unterschiedlichen Anpassungsbe-
darf ausgleichen könnten, ist kaum zu rechnen.
Die Unterschiede im Wirtschaftssystem, vor
allem die in Weißrußland ganz anders oder gar
nicht ablaufende Privatisierung, würden zu
völlig neuen Konflikten fuhren, die letztlich nur
durch eine Anpassung Weißrußlands an den
jeweiligen Stand der Reformen in Rußland zu
beheben wären. Gerade dies widerspricht je-
doch den erklärten weißrussischen Absichten.
Insgesamt ist daher festzuhalten, daß sich die
eingangs genannten Hoffnungen Weißrußlands
in bezug auf eine Währungsunion nur in sehr
eingeschränktem Maße erfüllen dürften. Vor
allem ist Rußland weder zu einer sofortigen
Angleichung der Energiepreise noch zur Be-
reitstellung von Zentralbankkrediten in größe-
rem Umfang bereit. Der erste Schritt auf dem
Weg zur Währungsunion, der Wegfall der Zoll-
schranken, wird nicht die erwartete Belebung
im bilateralen Handel bewirken. Auch aus die-
sem Grund ist die Möglichkeit eines Scheiterns
der Währungsunion schon vor ihrem Zustande-
kommen nicht gering einzuschätzen und wird
gegebenenfalls auch danach weiterbestehen.
Für einen Erfolg bedürfte es des Verzichts
Weißrußlands nicht nur auf eine eigene Prozeß-
politik, sondern auch auf eine eigene Ord-
nungspolitik.
III. Zusammenfassung
Angesichts der schwierigen Ausgangslage —
starke Abhängigkeit der Wirtschaft von Ruß-
land und hohe Folgelasten der Katastrophe von
Tschernobyl — versuchte die weißrussische Re-
gierung auch in der zweiten Jahreshälfte 1993
und zu Beginn des Jahres 1994, die Kosten der
Systemtransformation in Gestalt eines Rück-
gangs der Produktion und einer temporären
Verschlechterung des Lebensstandards mög-
lichst gering zu halten. Dazu verschob sie
immer wieder notwendige Reform schritte und
griff auf planwirtschaftliche Methoden in der
Wirtschaftspolitik zurück. Die wichtigsten In-
strumente zur Aufrechterhaltung von Produk-
tion und Beschäftigung waren unverändert um-
fassende Staatsaufträge, eine zentrale Steuerung
des überwiegenden Teils der Investitionen,
Vorzugskredite an Industrie und Landwirtschaft
sowie Preiskontrollen. Die Privatisierung
machte nur sehr langsame Fortschritte und er-
schöpfte sich weitgehend in der Umwandlung
von Staatsbetrieben in staatliche Aktiengesell-
schaften. Die Liberalisierung der Preise erfolgte
ebenfalls nur schleppend, mit der Konsequenz,24
daß umfangreiche Subventionszahlungen den
Staatshaushalt weiterhin belasten. Grundlegen-
de Reformen des Steuersystems und der Ausga-
benstruktur des Haushalts fanden bisher nicht
statt. Die Geldpolitik war durch Vorzugskredite
an Regierung, Landwirtschaft und für Investi-
tionszwecke gekennzeichnet, und die Realzin-
sen blieben negativ.
Diese Strategie ist erkennbar gescheitert.
Zwar fiel der Rückgang von Produktion und
Investitionen trotz der großen Abhängigkeit
von den Wirtschaftsbeziehungen mit den übri-
gen Nachfolgestaaten der UdSSR 1992 und
1993 geringer aus als in Rußland, und die Ar-
beitslosenquote blieb mit offiziell etwa 1,4 vH
Ende 1993 sehr niedrig. Aber die Kosten einer
verschleppten Transformation nahmen im
Laufe des Jahres 1993 rapide zu und kulminier-
ten im ersten Quartal 1994 in einem Rückgang
von Nationaleinkommen und Industrieproduk-
tion von mehr als einem Drittel. Damit fiel der
Produktionsrückgang am Anfang des Jahres
deutlich stärker aus als in Rußland. Die Real-
einkommen der Bevölkerung, die von Januar
bis Juli 1993 konstant geblieben waren, nah-
men seit August des vergangenen Jahres dra-
stisch ab. Der Staatshaushalt zeichnete sich im
ersten Quartal 1994 durch einen explosionsarti-
gen Anstieg der Ausgaben und des Defizits aus.
Im Außenhandel nahmen Exporte und Importe
weiter ab, wobei für den Rückgang der Exporte
neben der sinkenden Wettbewerbsfähigkeit
energieintensiver Produkte weitverzweigte
Kontrollen und Steuerbelastungen verantwort-
lich waren. Die Anlageinvestitionen sanken
1993 um 13 vH, so daß der ohnehin wettbe-
werbsschwache Kapitalstock zunehmend veral-
tete. Ausländische Investitionen fanden bisher
kaum statt, u.a. weil eine Beteiligung von
Ausländern an der Privatisierung offensichtlich
unerwünscht ist. Kredite des Auslands flössen
1993 überwiegend an den Staatshaushalt und
wurden konsumtiv verwendet.
Der Versuch, die bestehenden Ansprüche an
das Sozialprodukt über zinsvergünstigte Kredite
an Regierung und Wirtschaft aufrechtzuerhal-
ten, muß bei rückläufiger Wirtschaftsleistung
zu einer Beschleunigung der Inflation führen.
Die Geldmenge expandierte 1993 stärker als im
Vorjahr. Auch die Preisentwicklung fällt mitt-
lerweile bedrohlicher aus als in Rußland. Mit
einer monatlichen Steigerung der Verbraucher-
preise von durchschnittlich 42 vH in den letzten
vier Monaten 1993 und im Januar 1994 stand
Weißrußland am Beginn einer Hyperinflation.
Zwar ging die Inflationsrate im Februar und
März 1994 zurück, aber es ist damit zu rechnen,
daß die starke Expansion des Budgetdefizits im
ersten Quartal wieder zu einer Beschleunigung
der Inflation führen wird. Unter diesen Umstän-
den wird es immer schwieriger, den Beschäfti-
gungsstand mit einer Ausweitung des Budget-
defizits und mit Zentralbankkrediten aufrecht-
zuerhalten. Damit zeichnet sich für die abseh-
bare Zeit ein starker Anstieg der Arbeitslosig-
keit bei hoher Inflation ab.
Angesichts des Versagens des bisherigen
wirtschaftspolitischen Konzepts tritt die Regie-
rung nun offenbar die Flucht in die Wiederbe-
lebung der Rubelzone mit Rußland an. Sie
verbindet damit die Hoffnung, einen weiteren
Zusammenbruch der Produktion und eine Zu-
nahme der Arbeitslosigkeit durch die Zoll- und
Währungsunion mit Rußland doch noch ab-
wenden zu können. Insbesondere wird erwartet,
wieder mit Erdöl zu den gegenwärtig noch
niedrigen russischen Binnenpreisen beliefert zu
werden, alte Absatzmärkte in den GUS-Repu-
bliken zurückzugewinnen und sich an russi-
schen Geldschöpfungsgewinnen („seignorage")
zu beteiligen. Der Preis dafür ist allerdings eine
völlige Aufgabe der geld- und fiskalpolitischen
Autonomie Weißrußlands. Ein entsprechendes
Abkommen vom April 1994, das keinen kon-
kreten Termin für die Integration des weißrussi-
schen in das russische Geldsystem nennt, läßt
der russischen Seite aber ausreichend Spiel-
räume, um die zu erwartenden Belastungen für
die eigene Wirtschaft möglichst gering zu hal-
ten. Zwar könnte bei einer entsprechenden Sta-
bilisierungs- und Reformpolitik in Rußland die
Rubelzone einen Import an Stabilität für Weiß-
rußland bedeuten, jedoch muß eine für Rußland
angemessene Geld-, Fiskal- und Einkommens-
politik für Weißrußland angesichts der geringen
Fortschritte der Systemtransformation nicht
gleichermaßen angemessen sein. Dies wird be-
sonders deutlich in der Verpflichtung Weißruß-25
lands, die Löhne und Gehälter im haushaltsfi-
nanzierten Bereich nach Inkrafttreten der Wäh-
rungsunion den russischen Löhnen anzuglei-
chen, so daß für Weißrußland keine nennens-
werten einkommenspolitischen Spielräume zum
Ausgleich von Produktivitätsunterschieden ver-
bleiben.
Vorschläge zur Lösung der sich zuspitzenden
Wirtschaftsprobleme müßten deshalb vorrangig
auf der nationalen und nicht auf der internatio-
nalen Ebene ansetzen, wobei zwei Bereichen
eine Schlüsselrolle zukommt: einer Reform des
Finanz- und Kreditsystems sowie einer allge-
meinen Deregulierung mit dem Ziel, den
marktwirtschaftlichen Strukturwandel in Gang
zu setzen. Das Wirtschaftsprogramm der Regie-
rung für 1994 kommt diesen Erfordernissen
kaum nach. Weiterhin soll mit umfangreichen
Staatsaufträgen und einer zentralen Steuerung
fast aller Investitionen dem Zusammenbruch
der Produktion entgegengewirkt werden. In ei-
nigen Bereichen (Energie, Ressourcen, Aufkauf
landwirtschaftlicher Produkte) sollen offenbar
die zentralen Kontrollen und die distributive
Funktion des Staates noch verstärkt werden.
Außerdem will die Regierung 1994 ihre Privati-
sierungsanstrengungen verstärken, wobei insbe-
sondere die Scheckprivatisierung vorzeitig ge-
startet worden ist. Damit könnte zwar die bis-
herige Praxis einer bloßen Umwandlung von
Staatsbetrieben in staatliche Aktiengesellschaf-
ten durch eine echte Privatisierung ergänzt
werden. Allerdings ist angesichts der weitver-
zweigten staatlichen Kontrollen der Unterneh-
men und der vielen Ausnahmen von der Priva-
tisierung daran zu zweifeln, daß dadurch hand-
lungsfähige private Eigentumsstrukturen in ei-
nem Umfang geschaffen werden, die zu einer
spürbaren Erholung und Umstrukturierung der
weißrussischen Wirtschaft führen.
Zusammenfassend muß konstatiert werden,
daß weder die notwendige Kehrtwende in der
Reformpolitik derzeit in Sicht ist, noch der
Beitritt zur Rubelzone einen Ausweg aus der
Wirtschaftskrise verspricht. Vor diesem Hinter-
grund kann nicht dazu geraten werden, weitere
Finanzmittel für Weißrußland bereitzustellen,
zumal die Gefahr besteht, daß Kredite vorwie-
gend konsumtiv verwendet werden oder ange-
sichts fehlender makroökonomischer Stabilität
und „weicher Budgetbeschränkungen" fehlge-
leitet werden. Einem schnellen Anstieg der
Auslandsverschuldung würde ebenso schnell
die Zahlungsunfähigkeit folgen. Nach wie vor
bleibt aber ein verbesserter Zugang Weißruß-
lands zu westlichen Märkten und eine Beteili-
gung bei der Bewältigung der Folgen von
Tschernobyl eine sinnvolle Unterstützung sei-
tens des Westens, die durch technische Hilfe er-
gänzt werden kann.26
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